
Ausnahmeregelung für Praktika und geringfügige Beschäftigungen vom 

Mindestlohn  
 

Die Bundesdelegiertenversammlung spricht sich für die Ausnahme von Praktika innerhalb der 

Ausbildung und aller sozialversicherungsbeitragsbefreiten Arbeitsverhältnisse (geringfügige 

Beschäftigungen, Werkstudenten) vom flächendeckenden Mindestlohn aus. 

 

Begründung: 

Die aktuelle Gesetzeslage zum flächendeckenden Mindestlohn sieht vor, Praktika, welche 

innerhalb der Ausbildung sprich während des Studiums, mit einer Dauer von bis zu 3 Monaten 

vom Mindestlohn zu befreien. In den meisten Studien- bzw. Prüfungsordnungen sind 

mittlerweile, insbesondere nach der Bologna-Reform, Pflichtpraktika von bis zu 6 Monaten 

vorgesehen. Dies dient dem Zweck, dass Studenten einen ersten Einblick in die Berufspraxis 

erhalten und sich Wissen über das Studium hinaus aneignen. Für Unternehmen bietet sich der 

Vorteil, aus den Praktikanten mögliche spätere Arbeitskräfte rekrutieren zu können. Besonders 

in Zeiten des Fachkräftemangels ein nicht zu unterschätztes Instrument im Wettbewerb um die 

besten Köpfe. 

Bei einem Mindestlohn wären die Arbeitgeber zukünftig zudem nicht nur verpflichtet, im 

Verhältnis zur wöchentlichen Stundenzahl entsprechend höhere Gehälter zu zahlen sowie 

Sozialversicherungsbeiträge für ihre Praktikanten zu entrichten. Diese zusätzlichen Belastungen 

werden dazu führen, dass das vielfältige Angebot von Praktika zurückgehen wird. Gerade kleine 

und mittelständische Unternehmen, Verbände und gemeinnützige Organisationen, können sich 

diese finanziellen Zusatzkosten nicht leisten und sind gezwungen, radikal Abstriche zu machen. 

 

Die stetig wachsende Zahl von Akademikern erfordert von Studenten heute, schon während 

ihres Studiums weitere Schlüsselqualifikationen und Berufserfahrung zu sammeln, um nach 

einem erfolgreich abgeschlossenem Studium einen guten Arbeitsplatz zu erhalten. Die 

Einführung eines Mindestlohns erschwert es den Studenten die zunehmend in ihren 

Studienordnungen vorgesehenen Praktika durchzuführen und ihnen somit im Zweifel 

Profilierungsmöglichkeiten nehmen, da sie gezwungen sein werden bei einem geringeren 

Praktikumsangebot im Zweifel das einzige Angebot wahrzunehmen. Vor allem Studenten der 

Geistes- und Sozialwissenschaften wären von einem gesetzlichen Mindestlohn entscheidend 

betroffen. Da sich Anforderungsprofil und Vergütung aufgrund der oftmals geringeren 

Finanzkraft des anbietenden Arbeitgebers, stark von den Anforderungen und 

Vergütungsmöglichkeiten anderer Studienrichtungen unterscheiden, werden vor allem die 


